
Protokoll 

über die Landtagssitzung vom 25. I'ov. 193o vorm. 9 Uhr. 

Gegenwärtig: Alle Abgeordneten bis auf fürstl. Rat Josef Ospelt, 

Reg. Chef Dr. #oop 

Schriftführer: Seger. 

Sitzung im Konferenzzimmer. 

('+Vegen vorgerückter Stunde beschloss der Landtag um ca. l/2 6 Uhr 

keine öffentliche Sitzung mehr abzuhalten, sondern sich auf Freitag 

den 28. November 1930 zu vertagen. ) 

Gegenstände 

16) Gehaltserhöhung Legationsrat Dr. Beck Bern. 

2") Ergänzung des Gesetzes betreffend Pensionierung der Seelsorgegeist- 

lichen, 

") Entschädigung des Obergerichtspr. sidiuma. 
4") Ermässigung der Alkoholsteuer für die Fechsurig 1930. 

5') Gesetz betr. die Errichtung der Unterstützungskasse des Fürstentums 

Liechtenstein für nicht versicherbare Elementarschaden. 

6") Ersatzwahl in die Rietentwasserungskommtssion. 

Ersatzwahl in die Gesundheitskommission der Gemeinde Schaan. 

Ausserordentl. Bestellg. eines Präsidenten des Obersten Gerichtshofes. 

9") Rüfeverb auungsvoranschlag bei der Brücke im Saminabach. in TriesenbeYg 

0") Gesuch der Gemeinde Schaan um Strassenverbreiterung u. Entfernung 

der Tannerschen Schmiede. 
1ý") 

Binnenkanalbau. 
12") 

Subventionierung einer Naldstrasse in Triesen. 

13") 
Zahlungen an Kaiser(Göppel) und Thöny Schaan aus Klassenlotterie. 

Zýt. 
l) Gehaltserhöhung Legationsrat Dr. Beck. 

$'ehef: Dr. Hoop referiert in der Angelegenheit. 

%$eop : Dr. Beck soll es machen wie ein anderer und soll ein schriftliches 

Gesuch einreichen, sonst könnte man eventuell in Zeitungen oder 

sonst sagen, es sei nicht so oder so gewesen. 
dent: Jn der r'in. Kommission war man'der Ansicht, dass eigentlich Dr. Beck 

nicht mehr vorzusprechen brauchte, aber nachdem er heute schon 

einmal in Vaduz ist, wird man ihn hören müssen. 
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2. 

9"Chef.. Nenn Dr. Beck da ist, geht es nicht, dass man ihn nicht anhört, es 

wäre das ein Akt der Unhöflichkeit 

sIdent 
. VV en der tJnhmf1 ichkeit allein machen wir uns schon kein GewiRRAn _ 

Nenn der Landtag dagegen ist und er die Litanei nicht hören 

will, soll er sie unten singen. 

Jch stelle den Antrag, Dr. Beck soll seine Sache stellen wie an- 

dere Leute, dass es die Leute auch lesen können. 

Er könnte nachher die Sache doch schriftlich machen, diese Ver- 

pflichtung könnte man ihm auferlegen. 

Wir sind zu einem Abbau der Gesandtschaft bereit. 

Der Fürst will es nicht haben. Die tschechische Enteignung ist 

immer noch im Fluss. Herr Legationsrat Dr. Beck hat gehörig ln die 

Sache hineingesehen. Bevor es abgeschlossen ist wird nichts zu 

machen sein. 

Wir müssen die Möglichke _t schaffen, dass die Gesandtschaft ab- 

gebaut wird, heute würde ich nicht mehr sehr fürchten. Das könn- 

te noch lange gehen mit diesen Sachen und geht auch noch sehr 

lange, da müssen wir noch ein par mal 20,000 Fr zahlen. 
bel 

Peter-. Anhören müssen wir Dr. Beck doch, nachher kann man Beschluss fassen. 

Jn welchem Jahre hat 'man die dienger Gesandtschaf L abgebaut' 

Es wird sodann die bezügliche Auskunft gegeben. 

Dr. Emil Beck Bern tritt zur Sitzung. 

Vir haben auf der Tagesordnung auch das Gesuch um Gehaltserhöhung 

von H. Legationsrat Dr. Beck Er ist persönlich da, um gewisse Aus- 

führungen zum mündlich gestellten Gesuch zu machen, damit alle 

Mitglieder vom Landtage unterrichtet sind über seine Tätigkeit 

kurzum es handelt sich um eine Begründung der Gehaltserhöhung. 

Beck. Herr Präsident! Meine Herren ! Jch weise nicht, auf was ich meine 

Ausführungen speziell soll beziehen, ich bin vor einigen äochen im 

Lande gewesen, um verschiedene Fragen zu besprechen Die Geschäfts- 

pr«_ifungskommission hat rpir verschiedene Fragen vorgelegt. *vaa 

Jch weiss nicht wünschen Sie Auskunft über meine Tätigkeit oder 

andere Fragen. Jch bemerke, dass ich seit 11 Jahren auf dem 

Posten in Bern bin und keine Gehaltserhöhung gehabthabe. Jch habe 
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dben Posten damals übernommen, in der ivüeinung, die Gesandtschaft 

mehr im Nebenamt besorgen zu können. Nun hat es sch gezeigt., dass 

die Geschäfte mich mehr in Anspruch nehmen, als ich gemeint habe. 

Andererseits ist die Besoldung nicht vorwärts gegangen, sondern 

stabil geblieben. ich habe heute in Bern einen Gehalt wie etwa 

ein Polizeiwachtmeister dort. Dabei hat ein solchernicht annähernd 

solche Verpflichtungen zur Repräsentation wie ich. Er hat auch 

nicht annähernd die Bildung wie ich. Joh habe den Posten übernommen 

trotz der Aussichten, die ich damals hatte, zum Teil jetzt noch habe, 

zum Teil verpasst habe. Man darf nicht vergessen, dass die Verhält- 

nisse in Bern andere sind als in Liechtenstein. Die Teuerung ist 

beträchtlich grösser, es müssen darum auch die Besoldungsverhält- 

nisse andere sein als hier. Mit der Besoldung die man im Lande 

hat, könnte man in Bern nie auskommen. Dort haben die einfachsten 

Leute eine Besoldung, wie sie vielleicht der/ Herr Regierungschef 

hat. Jch hätte verschiedentlich Gelegenheit gehab t, in die Bundes- 

verwaltung einzutreten. Hätte ich das gemaeht, so hätte ich eine we- 

sentlich höhere3esoldung als jetzt. Hätte einen zuverlässigen ge- 

sicherten Posten mit Pensionsberechtigung. Andere Freunde von mir 

sind übergegangen in die Advokatur, in, Banken, Versicherungen 

U. S. W. Jetzt bin ich einer von jenen, die am schlechtesten ge- 

stellt sind von allen zusammen. Jeh zahle jährlich um 2000 Fr 

Steuer herum. Dian kann sich da ausrechnen, was von der ganzen Be- 

soldung nich bleibt. Andererseits habe ich die Ueberzeugsng, dass 

die Gesandtschaft dem Lande ganz beträchtliche Dienste leistet 

und dass sie heute so notwendig ist als je. Die Herren von der 

Geschäftsprüfungskommission werden in der Lage sein, etwas davon 

zu sagen. Jch möchte nur kursorisch das eine oder das andere her- 

ausgreifen. Jch möchte n'4r darauf hinweisen, dass eine £teihe von 

wichtigere :. ragen gerade in diesem Jahre behandelt worden sind 

und die alle restlos mit Erfolg behandelt wurden, Fragen, die für 
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das Land von einer solchen Bedeutung sind, dass die Kosten der 

Gesandtschaft eigentlich gar nicht in Betracht fallen. Jeh 

erwähne nur die Frage der Zollpauschalerhöhung. Jm Frühling wurde 

die Frage aufgerollt, d. h. schon im Herbste vergangenen Jahres. Jch 

habe damals um etwas Material ersucht. Das Material wurde ge- 

sammelt. Jch habe dann eine Eingabe gemacht bei 3 Bundesräten 

vorgesprochen, sie haben mir alle mit grosser Ueberzeugung gesagt, 

von einer Pauschalerhöhung werde nicht mehr die Rede se in. Jn dem. 

Momente, wo die Zelle zurückgegangen seien, sei nicht der Moment 

gegeben, mit einem Gesuch um Erhä-hung eines Zollpauschales zu kom- 

men. Das hat mir Bundespräsident Häberlin gesagt und auch Bundesrat 

Haab, wenn ich mich recht erir. nere. Auch mit der Oberzolldirektion 

habe ich verhandelt.. Der Oberzolldirektor, der in diesem Punkte ent- 

scheidend ist, hat mir rundweg gesagt: 
11 

Herr Doktor meinen Standpunkt 

kennen Si'e, alle Sympathien für das Land, wir sind ihnen immer ent- 

gegengekommen in allen Punkten. Wir haben oft Liechtensteiner bes- 

ser behandelt als die Schweizer, in diesem Punkte kann ich es nicht 

verantworten. Es war ein ganz ablehnender Standpunkt auf der ganzen 

Linie. Jch habe dann nicht nachgegeben, habe dann weiterverhandelt. 

Man hat gesagt, dass manches nicht mit der nötigen xxttýºxv'e 

Beschleunigung gehe. Jch habe immer gesagt, es habe keinen Zweck, die 

Sache derart zu forcieren, die Hauptsache sei doch, dass man zu einem 

positiven Resultat komme. Joh habe meine vertraulichen Jnformatio- 

nen(alles unter der Bedingung, dass ich es keinem Menschen sege), dass 

nämlich sicher 50,000 Fr Erhöhung gewährt wird. Joh habe es bei 

diesem nicht bewenden lassen, ich habe weitergearbeitet und mich 

weiterbemüht, die Summe nach Möglichkeit weiter zu erhöhen und ich 

glaube, dass ich im Laufe vom Monat Dezember zu einem positiven 

Ergebnis kommen werde. Man hat die Befürchtung schon ausgesprochen 

dass in dem Fall, als das Ganze nicht forciert werde, der Betrag für 

1930 verloren gehe. Die Zusicherung habe ich aber auch bereits, 
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dass die Zollpauschalerhöhung rückwirkend sein würde auf 1. I. 193o, 

sodass es keinen Nachteil hätte, ob wir das positive Ergebnis am 

1. J uli erfahren hä. tten, oder am l. Dezember oder am 15. oder 3 1. De= 

zember. Diese Ueberzeugung habe ich vollkommen, dass bei einer star- 

ken Forcierung eine Ablehnung sicher gewesen wäre. Juh habe meine 

persönlichen Verbindungen ausgenützt, mit der vollen Ueberzeugung, 

dass meine persönlichen Beziehungen wesentliche Dienste leisten 

können. Das ist eine Frage.. iit dieser in Verbindung ist eine zwei- 

te Frage, die für das Land ebenso wichtig, vielleicht noch wichtiger 

ist und das ist die Frage der Stempelsteuer. Joh habe die Stempel- 

"teuer von Anfang an als eine der wichtigsten Fragen behandelte 

Professor Landmann hat mir damals gesagt, Null von Null gehe auf. 

Joh habe dann mein ganzes Augenmerk darauf hingerichtet, die Stempel- 

steuerangelegenheit zu verselbständigen. 

Es ging dann eine Presskampagne los und es wurde gesagt, Liechten- 

stein wolle ein Steuerparadies machen. Dadurob: sei die ganze 

Einnahme der Stempelsteuerverwaltung, die damals 20 Millionen im 

Jahre ausmachte, ge«ahrdet. Da hat sich die Steuerverwaltung dahin- 

ttr gemacht und die Bedingung gestellt, dass die Stempelgesetzgebung 

mitübernommen werde. in der Folge habe ich dafür zu sorgen gehabt, 

dass die bezügliche Gesetzgebung in loyaler Weise gehandhabt wird, 

was soviel ich 7&onstatieren konnte, auch der Fall gewesen ist. 

'Nir haben dann ein selbständiges Personen - und Gesellschaftsrecht 

e ingeführt. Wir haben beim Abschlusse vam Zollvertrage müssen das 

Versprechen abgeben, dadenige zu tun, um eine Umgehung der schwei- 

zerischen; Kouponsteuergesetzgebung zu verhindern. Das Personen- 

und Gesellschaftsrecht hat dann ein Haufen Gesellschaften gebracht,. 

Jch sagte, ich glaube dass wir Schwierigkeiten kriegen werden, 

dass das mit den Vereinbarungen mit der Schweiz nicht gut überein- 

stimme, haben aber die Tendenz gehabt, die Sache hinauszuziehen. 

Schliesslich ist die positive Forderung gekommen, das Geseilschafts- 
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recht dem schweizerischen anzupassen oder in anderer iüeise die 

Garantie zu geben, dass eine Umgehung von der Gesetzgebung nicht 

in Frage komme. Wir haben dann zum Gegenstoss ausgeholt und gesagt, 

wir wären bereit in dem Punkt entgegenzukommen, wenn man uns die 

verselbständigung gewähre. Amstutz ist uns entgegengekommen. Auf- 

gabe der Steuerverwaltung wäre dann gewesen, einen Entwurf zu schaf- 

fen. Der Entwurf ist nicht gekommen Jch habe dann schliesslich 

selber den Entwurf gemacht Den Entwurf ;: sbe ich vorgelegt. Die 

Steuerverwaltung aber hat gefunden, das Ganze sei nicht genügend, 

sie hatten nicht genügende Garantie, auf der anderen Seite wurde 

gesagt, es würde das eine noch grössere Einschränkung unserer 

Souverainität begründet, sie könnten auf das nicht eingehen. 

Was ich hörte ist die schweizerische Steuerverwaltung der Ansicht 

dass eine gewisse Einschränkung vom Personen : und Gesellschafte- 

recht platzgreifen müsse DieeFrage wird in Zusammenhang gebracht 

mit dem Zollpauschale. Nie es ausgeht, kann ich heute hoch nicht 

sagen. Es ist das eine ! 'rage von ausserordentlicher Tragweite, 

an welcher das Land das grösste Jnteresse hatte. Jch habe vam 

ersten Tage an das richtige Ziel erkannt. Jch habe mit gutem Er- 

folge geschafft auf dem Gebiete. Es ist mir gelungen die Sache 

zu verselbständigen die liechtensteinische Steuerverwaltung hat 

können selbständiger auftreten als irgend. eine kantonale Steuer- 

behörde in dieser Sache konnte. Durch mich hat das Land in den 

letzten Jahren grosse Gelder profitiert. Jn Zukunft aber ist 

die Gesandtschaft auch von der grössten Bedeutung. 

Eine Andere ! 'rage ist die Frage der liechtensteinischer Arbeiter 

in der Schweiz, der Aufenthalt und die Niederlassung. Jch habe in 

dem Punkte von der Schweiz die Zusicherung bekommen, dass man die 

Liechtensteiner bevorzuge und dass man diese in erster Linie be- 

rücksichtige, sobald Ausländer in ! 'rage kommen. Jch bin zu einer 

Vereinbarung gelangt, worin es heisst, dass ein Liechtensteiner in 
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der Schweiz nur dann zurückgewiesen werde, wenn besondere Verhält- 

nisse das rechtfertigen. Jch habe versucht, noch weiter zu gehen 

Man hat mir materiell zugesagt, formell hiess es dürften sie es 

nicht tun, um nicht die Gesetzgebung zu gefährden. Es ist mir viel- 

fach gelungeneine Wegweisung, die in Kraft war , rückgängig zu machen 

Es ist mir mit Ausnahme weniger Fälle gelungen, eine Aufenthaltsbe- 

willigung zu erwirken, sogar Bussen, die schon bezahlt waren, noch 

zurückzuerhalten. Ein Fall ist mir nicht gelungen, an den ich mich 

erinnere u. zw. der Fall Friedrich Gassner. iviir wurde. aber gesagt, 

dass sich um den gleichen Posten noch 230 Schweizer beworben hätten. 

Der Fall Bunhe ist noch nicht ganz erledigt. Auf die bezügliche 

Klage unsererseits sind gewisse Gegenstösse gekommen, es heisst 

man habe den Liechtensteinern grosse Vorzüge eingeräumt, sie seien un- 

dankbar, sie reklamierten immer, halten sich nicht an die gesetzlichen 

Vorschriften, melden sich nicht an und nicht ab, zahlen die Steuern 

im Herbste nicht, wenn sie wegzie. hen, es seien solche mit Vorstrafen. 

dabei u. s. we Es wird die Arbeiterfrage auch in Zukunft zu vielen 

Erörterungen Anlass geben Nir stehen in einer Zeit grosser Krise. 

Es ist zu befürchten, dass im Frühling die Arbeitsgelegenheit beträcht- 

lich geringer ist. Ls wird notwendig sein, dass man beizeiten vorsorge. 

Jch habe die nötigen Eingaben an den Bundesrat bereits gemacht für 

eine grundsätzliche Regelung. Jch habe Fälle, di e zu Klagen Anlass 

gegeben haben, eingereicht. Jch hoffe, dass. es mir gelingen wird, 

dass die Liechtensteiner ihre volle Beschäftigung finden in der 

Schweiz. Es ist das, wie gesagt eine Frage von ausserordentlicher Wich- 

tigkeit. Dann ist die Patentgesetzgebung, Die Sache bezüglich Mass 

und Gewicht. Als eine Frage von Bedeutung erwähne ich noch den 

Rückzug der Silbermünzen. Die Schweiz hat uns nun Silbermünzen, die 

vielleicht 150,000 wert si"nd, um 250,000 Fr abgekauft. Der General- 

direktor von der Nationalbank Itat bei der bezüglichen Sitzung, die wit 

hielten, und bei der 8-9 Personen dabei waren, erklert, der 

Gewinn, der dabei für unser Land herausschaue, sei ein glattes 
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Geschenk seitens der Schweiz. Jn dieser Weise ist die Schweiz 

uns in noch verschiedenen Punkten entgegengekommen, wobei meine 

guten Beziehungen zur Schweiz, meine gute Kenntnis der schweizerischen 

Verhälthisse, der schweizerischen Rechtsverhältnisse, der Verwaltungs- 

und Personenverhältnisse mir sehr zustatten kamen. Das hat manohei 

zur Sache beigetragen, was manche andere unter gleicheng. Verhältnissen 

nicht 
. 
hätten erreichen können. Es ist mir mehr als einmal gelegt 

worden dass man das mehr oder weniger mit Rücksicht auf die guten 

Beziehungen mache. 

Ebenso bot das Kasino und die Kursaalspiele anfänglich die 

grössten Schweirigkeiten. Heute sind wir soweit, dass des Bundesrat 

erklärt hat, derselbe sei vollständig einverstanden und er habe Im ine12- 

lei Bedenken. Das gleiche ist der Fall mit der Lotterie im Adler 

drinnen. Die Lotterie war früher im Kanton Uri gewesen oder wollte 

dorthin.. Nun sagte der Kanton Uri uns verbietet man eine solche 

Lotterie und den Liechtensteinern gestattet man sie, obwohl sie im 

gleichenZollverbande sind und die gleichen wirtschaftlichen Vor- 

teile geniessen wie andere Kantone. Es wurde darin seitens der 

Schweiz erklärt/ dass ein Entgegenkommen in der Frage der Zoll- 

pauschalerhöhung abhängig gemacht werden solle davon, dass wir die 

Bestimmungen mit der Schweiz besser respektieren. Die Lotterie hat 

nämlich in der Schweiz Deckadressen gehabt. Es wurde gesagt, sie 

gebrauche schweizerische Namen. All das hat Schwierigkeiten gegeben, 

heute sind wir soweit, dass der Bundesrat nichts dagegen einzu- 

wenden hat Das sind so einzelne Punkte. Jch könnte Jhnen noch einen 

ganzen Haufen andere erwähnen Jch möchte aber vorderhand es bei 

dem bewenden lassen. 

Zusammenfassend möchte ich noch erwähnen. Jn der Schweiz hat ein 

Beamter, der mit mir studiert hat, ganz andere Lntlöhung. Joh muss 

überall bedeutend mehr auslegen, als ein anderer aus]. gen muss. Der 

Aufwand ist ganz beträchtlich grösser. WennSie einen Vergleich zieh- 

en wollen zwischen meiner Besoldung und jener der anderen Gesandt- 
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schaften, so will ich nur die schweizerischen Verhältnisse herbei- 

ziehen. Die Schwein zahlt nämlich die diplomatischen Corps am 

schlechtesten. Ein schweizerischer Geschaftstr ger bezieht einen 

Gehalt von 40,000 bis 120,000 Fr. Bundespr, sident hat jedoch nur 

35,000 Fr. Ueberdies haben die Gesandtschaften alle möglichen Zulagen. 

Heute ist man auch in der Schweiz so weit, dass man gefunden hat, 

die Besoldungsverhältnisse bei den Gesandtschaften seien ungenügend. 

Es wurde bereits der Beschluss gefasst, dass von den fixen Besoldun- 

gen abgegangen werde und die Besoldungen jeweils im Budgetwege 

festgesetzt werden. Damit hat der Bundesrat die . iöglichkeit, die Ver- 

hältnisse' besser zu berücksichtigen und in der Besoldung höher 

zu gehen. Vergleichen Sie damit meine Belohnung mit 10,000 Fr. Sie 

sagen, ein Schweizerischer Gesandter hat mehr Arbeit und mehr Ver- 

antwortung Jch muse dazu erklären, dass meine Beschäftigung minde- 

stens so griss ist als dies vom Durchschnitt der Schweizer 

Gesandtschaften zutrifft. Es gibt eine Reihe von Geschäftsträgern 

und Gesandtschaften, die lange nicht so viel. zu tun haben, als ich. 

Meine Tätigkeit ist auch von positivem Erfolg begleitet gewesen. 

Es waren wenige Fragen, die nicht zu einem Erfolge geführt haben. 

Es sind allerdings Fragen, die oft lange auf sich warten lassen, wie 

z. B die Patentfrage. Aber man kann hattmIx die Sache nicht erzwingen 

Das wichtigste ist schliesslich, wenn man zum Ziele kommt. So gibt 

es wenige Fälle, wo ich das Ziel schliesslich nicht erreicht habe. 

Jch wäre ihnen unter diesen Umständen dankbar, wenn Sie in dieser 

Sache Verständi#s finden würden. denn Sie weitere nuaft: ihrungen von 

mir wünschen, bin 'ich gerne hiezu bereit. 

Zum Schlusse darf ich das Eine erwähnen. iiian hat vielleicht hie 

und da den Verdacht gehabt, dass ich mehr nach einer Partei hin 

tendiere. Jch habe je und je gesagt ich bin: ke_, n Angehöriger einer 

Partei, habe aubh keine Lust dazu, einer Partei beizutreten. Jeh darf 

sagen, dass ich der Regierung vollständig korrekt und treu gedient 

habe. Jch habe unter der jetzigen Regierung das Jnteresse vom Lande 

ebenso gut vertreten, wie bei irgend einer anderen Regierung. 
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Es wäre für mich ein leichtes Spiel gewesen zu sagen, eine 

Erhöhung des Pauschales ist nicht möglich ,3 Bundesräte haben 

mir das gesagt, also ist die Frage erledigt. Heute ist der Erfolg 

da 
, 50,000 Fr pro Jahr ist bereits zugesichert und vielleidt 

besteht die Möglichkeit, dass die Summe mehr oder weniger noch höher 

geschraubt wird. Es ist das wohl ein Beweis, dass ich alle Fragen so 

behandelt habe 
�wie es dem Lande zum Besten war. Es wurde schon 

manchmal an mich die Frage gestellt, welche Parteiverhältnisse -in 

Liechtens: uein seien und welcher Partei ich angehöre. Jch sagte, 

dass ich nur dem Jnteresse dem Lande diene und ihm so diene, wie 

es am besten sei. 

Der Herr Gesandte Dr. Beck hat über seine Tätigkeit Verschiedenes 

mitgete ilt. Seitens der Regierung kann ich das voll und ganz be- 

stätigen. Die Gesandtschaft hat die ufträge, die sie von der Regie- 

rung bekommen hat, in der zegel zur Befriedigung durchgeführt. E 

ist zwar richtig, dass manches etwas lange geht, Unfallversicherung, 

Patentgesetzgebung, ýollpauschale-Erhöhung geht auch sehr lange, 

aber ist doch richtig, letzten Endes ist es besser wenn ; �, an einmal 

was bekommt als eine Abweisung. Jm Jahre 1926 war die Gehaltsfrage 

auf der Tagesordnung der Landtagssitzung gestanden. Es wurde eine 

Erhöhung von Pr 2000. - in Aussicht genommen und 'auch beschlossen. 

Da sagt der Herr Legationsrat, dass er persönlich nicht in den 

Besitz dieser 2000 Fr gekommen sei. 

Es erfolgt sodann eine längere Aussprache wegen der 2000 Fr Erhöhung 

vom Jahre 1926. Schliesslich ist man mehrheitlich der Ansicht 
, 

dass de facto diese Erhöhung H. Legationsrat Dr. Beck zugekommen 

sei mit Ausnahme von iieg. Chef Dr. Hoop. 

Auf mein Gesuch um Gehaltserhöhung ist dann das damals'beschlos- 

sen worden. Die Meinung war damals offenkundig dass das zu meiner 

Besserstellung sollte verwendet werden. 

Die Meinung habe ich auch. 

1Vir sind immer der gleichen Ansicht gewesen, nimlich, was die Arbeit 
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anbetrifft, kann man unsere Gesandtschaft schon mit den anderen 

verglei chen. Aber bezüglich der Repräsentationen kann man unsere 

Gesandtschaft nicht mit den anderen Vergleichen-. Wir stellen uns mehr 

als kleine Gemeindeverwaltung vor, es sind nicht Verhältnisse wie 

bei anderen Staaten. 

Eine Gesandtschaft hat 'verschiedene iieprä, sentationspflichten, n 

muss da und dort dabei sein. Ein einziger -Aibend, an dein ich dabei 

sein muss, kostet mir einen schönen Bruchteil meines Gehaltes. Jch 

darf nicht wie ein Stallknecht herumlaufen in Bern. Die Leute ver- 

kehren sonst mit mir nicht. Diese Leute betrachten einen einfachen 

Mann nicht als einen normalen Lyia. nn. Nenn ich nicht in den besten 

Kleidern kom: ae, verkehren die Leute nicht mit mir. Bei gewissen 
darf 

Gelegenheiten ieiäa{aich nicht mit gram oder `zu Fuss gommen, es schickt 

sich nicht. Es geht nicht. Gewisse Anforderungen die an mich ge- 

stellt werden, muss ich erfüllen, ieh darf dem Bundesrat nicht zumu- 

ten, dass er mit Leuten verkehrt, die nicht einen gewissen Lebens- 

stand einnehmen können. nenn ich ins Theater gehe, wo ich sonst 

2.50 Fr bezahle , darf ich das nicht, ich muss 10 Fr bezahlen. Nenn ich 

in ein Konzert gehe, ist es, dasselbe, ioh muss 5 Fr bezahlen, weil ich 

nicht überall verkehren darf, scnst ist mein Einfluss dshin. Es sind 

dies Belastungen, die mich persönlich treffen und zwar jeden Tag. 

Joh darf auch nicht in ein-Hestaurant gehen, wo ich vielleicht zu 

2.50 Fr esse. Jch muss i4s Theater, ich muss ins Konzert gehen, damit 

ich mit denvLeuten zusammenkomme-Es gibt Einladungen, denen ich folgen 

muss und wo immer Geld drauf geht. Jch muss mit den Leuten im Konta'Lt 

bleiben, damit sie mich kennen und ich etwas machen kann. Es wird 

an Aufwand nur das Minimum dessen gemacht, was notwendig ist um wirk- 

sam auftreten zu können* 

f: Den diplomatische Corps ist eine Gruppe, die in jeder Stadt drin 

etwas Geschlossenes ist. 

ýt Lisch: Die Begründung einerseits verstehe ich, andererseits wird der 

iierr Dr. Beck wieder wissen, wieviel in unserem Lande herumgeredet 
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wird. Wir wollen offen sein miteinander. iLan sagt es gehe alles so 

langsam voran in Bern. Es fragt sich, ob es nicht, möglich wäre, über- 

haupt die Gesandtschaft bhzubauen. Uns: ere Regierung sollte wie die 

Regierungen der Kantone St. Gallen und Graubünden direkt mit Bern 

verkehren. Von vieler Arbeit davon wissen lange nicht alle. Es müss- 

te das in einem schriftlichen Gesuche, nicht nur mündlich das bekannt- 

gegeben werden, sodass man das der Oeffentlichkeit übergeben könnte. 

Dass dem Regierungschef an der Erhaltung der Gesandtschaft sehr viel 

gelegen ist, verstehe ich, er würde viel Arbeit bekommen, die er bisher 

nicht zu machen hat brauchen. 

vor anderen Kantonen haben Nenn wir behandelt werden wollem, wie 

irgend eine Kantoneregierung, so werden wir doch manche Einbusse er- 

leiden. 

deut ; Aber die Vorteile die wir 'jetzt de facto haben, sind dann schliess- 

lich doch erkaufte Vorteile. 

Nenn wir uns auf die Stelle eines Kantons heruntersetzen wollen, 

liess sich das nicht abstreiten, aber ich glaube, dass das nicht in 

unserem Vorteile läge. iVir wollen doch eine ganze iwienge Vorzügen 

eident 
: fuhrt sodann aus, dass es nicht richtig se i, dass die Schweiz uns 

Herrn Vorsteher Risch möchte ich in erster Linie die Frage betreffe 

Langsamkeit des Geschäftsganges beantworten. Es ist richtig, dass 

einzelne Sachen lange dauern, sehr lange-Aber der Herr i±egierungschef 

wird bestätigen können, dass ich Regierungssachen prompt beantworte 

und wennes länger geht, ist eben die Schwierigkeit darin gelegeh, 

dass ich nicht weiterkomme Beim Zollpauschale ist es rein unmög- 

mit den 110,000 Fr aus dem Rückzug der Silbermünzen ein Geschenk 

habe. Ein Geschenk könne das nicht genannt werden. 

Es ist nicht richtig, dass wir nichtdoch dann und wann eine Extra- 

Begünstigung bekommen hab, eL. Trotzdem wir gewisse Gesetze übernommen 

haben mit dem lollvertrage, haben wir oft Ausnahmen zu unsere Gunsten 

erhalten. 

I 
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glich gewesen, früher zum Ziele zu kommen. Das gleiche ist der Fall 

in der Patentgesetzgebung. Jch bin überzeugt, dass ich die Patentge- 

setzgebung durchsetzen werde, wie wir e8 wünschen. 

Jch habe mit dem Direktor Dutzendemal gesprochen, ich habe ihn ver- 

schiedentlich daran erinnert. Heute steht die Sache so, dass ich nicht 

stören kann. 

Ebenso verhält es sich mit den anderen Sachen mit den Ohrmarken 

u. s . w. Jch beschleunige die Sache so gut ich kann, in der segel 

ist mir ein positives Resultat lieber als eine glatte Absage, die 

ich oft dann erhalte, wenn ich sofortige Antwort wünsche, wie is mir 

in einem Falle gesagt wurde, als ich auf Antwort drängte, worauf man 

mir sagte wenn Sie ein Resultat haben wallen, haben. Sie es, es ist 

negativ. Darauf habe ich dann gesagt, 8o sei die Sache nicht zu ver- 

stehen und ich erklärte dem betreffenden iierrn, er solle nur ruhig 

weiterverhandein. 

Es ist auch nicht zu vergessen, dass die Herren in Bern nicht ntr 

zu unserer Verfügung stehen, es sind auch 30 andere Staaten in 

Bern vertreten. ich habe seinerzeit einen schriftlichen Bericht 

niedergelegt. Es ist auch heute wieder der Wunsch geäussert worden, 

ich möchte einen bezüglichen Bericht machen. Jch werde das selbst- 

verständlich tun, aber ich glaube nicht, dass man den Bericht in 

der Oeffentlichkeit dann verbreiten kann. Es ist das eine sehr 

peinliche Sache. Meine Gewährsleute, di e mir äntgegenkommen, kommen 

nur dadurch inVerlegenheit. (Dr. Beck verweist sodann auf einen 

konkretes Fall in der Angelegenheit bezüglich Rückzug der Silber- 

münzen, bei welcher Gelegenheit ihm sein Gewährsmann erklärte, er 

soll dies nirgends sagen, sonst könne er nichts mehr tun für ihn. 

Der Herr Präsident hat gesagt, der Bund komme den Kantonen auch ent- 

gegen. Jch darf ruhig sagen, dass er uns schon weiter entgegenge- 

kommen ist, als anderen Wir haben Darlehen erhalten zu 4 und 41/2 %. 

Jch habe damals erklärt, dass dieser inssatz nicht bekanntgegeben 

werden soll, weil die Begehrlichkeiten in der Schweiz dann wachsen 

würden. Jm gleichen Zeitpunkt als wir ein Darlehen bekamen ist 

vom Kanton 'Tessin ein Gesuch vorgelegen um einige xillionen Vor- 

schuss es wurde dabei 5%ige Verzinsung oferiert. Tessin hat diese 

230 

e-
ar

ch
iv.

li



14. 

Gelder heute noch( nicht, wir aber haben das Geld-. Ebenso hat 

Tessin heute noch einen verlangten Zuschuss von Fr 60,000 zu 

seinen Verwaltungskosten, obwohl der Kanton Tessin in der Schweiz 

die grössten Sympathien besitzt. Es ist richtig, dass die Schwei- 

zer Kaufleute s ind, dass sie rechnen und das Geld nicht unnützer- 

weise ausgeben i, aber gerade ist das ein Argument mehr dafür, dass 

: nan die Sache aus der Nähe, im Detail verfolgen muss. Jch kenne 

jede einzelne Person der Verwaltung in Bern. Jch treffe sie je- 

den Tag im Tram auf der Strasse. Jch kenne das schweizerische 

Recht so gut, wie die meisten Beamten. Jch könnte dutzende von 

Fällen anführen, dass ich das schweizerische recht besser kenne 

als die meisten Beamten in Bern. Das wird kein hiesiger Beamter 
von 
-4ü3p sieh behaupten können . Jeh glaube gerade die Tat sache , dass 

wir kein Kanton sind, dass gerade diese Tatsache betont werden 

muss. Jch für meinen Teil bin überzeugt, dass ohne intensive Ver- 

tretung der Jnteressen in Bern dLe Leistungen viel geringer 

sein würden. 

Dr. Beck tritt ab.. 

ent: Jst sonst noch etwas, was die Herren wünschen zu wissen. 

dent; Jch habe kein Jnteresse die Herren vorweg zu beeinflussen. Die 

Filanzkommis si an hat die Sache able hand an den Landtag empiQoh- 

z: en. Die Stellung der Finanzkommission ist eindeutig und unzwei- 

felhaft. Es ist damit nicht gesagt, dass dadurch ein Beschluss des 

Landtages soll präjudiziert werden. 
t11 

1119r. Jm Jahre 1921, als die Wiener Gesandtschaft abgebaut wurde, habe 

ich mit der früheren Regierung Gelegenheit gehabt, zu reden. Jch 

sagte ich würde das nicht machen. "an sagte mir, es sei Wunsch des 

Landtages und des Fürsten. Dann sagte, ich wenn nichts mehr zu 

ändern sei an der Sache, s*ei ich einverstanden. Dann solle aber sich 

die Gesandtschaft in Bern abgebaut werden. Selbstverständlich, sagte 

dann der Regierungschef , sobald wir den Zollanschluss haben, wird 

auch die Gesandtschaft in Bern abgebaut. Jf Jahre 1924 kam dann der 
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ar, 

äen, ý : 

Zollanschluss. Die Gesandtschaft hat damals dein Lande gute Dienste 

gemacht. Heute haben wir 1930 und in der Sache ist gar nichts ge- 

Schenen. Die alte Regierung hatte es schon für selbstverständlich ge- 

halten, die Gesandtschaft abzubauen, sobald der Zollanschluss da sei. 

meine Ansicht ist heute wie damals. ; Jch bin immer für abbaa und bin 

auch im öffentlichen Landtag für einen Abbau. Jeh muse der heutigen 

liegi ersing auch ein b ischen an den Schuh treten:. Die ganze £iegi erung 

soll mehr verkehren in Bern an der höchsten Stelle. Es wäre dann viel- 

leicht viel ganz anders in unserem Lande i, lan würde mehr erreichen, wer 

die Regierung selbst konferieren und verhandeln würde. Jch bin für Ab- 

bau und nicht für Gehaltserhöhung. Es ist aber nicht Sache vom Land- 

tag ein direkter abbau es ist Sache vom Fürsten. Darum sollte die 

Regierung Fühlung nehmen mit dem Fürsten und die Gesandtschaft abbau- 

en -Bern liegt ja so nahe, tn 2 
_3 

Stunden ist man in Bern Unsere - 

Regierung darf sich überall sehen und hören lassen. Man soll mit dem 

Landesfürsten Fühlung nehmen und wenn es möglich ist, die Gesandt- 

schaft abbhäeen, aber von einer Gehaltsaufbesserung ist nicht die 

Rede. 

Hier möchte ich den Abg. Batliner voll. und ganz unterst.; tzen. Seitdem 

die Gesandtschaft in 'Wien aufgelassen wurde, hat man immer im Volk 

draussen gesagt, man solle auch die Gesandtschaft in Bern auflösen. 

Der Ausspruch von irgend einem Einzelnen ist hier nicht massgebend, 

massgebend sind die Verhältnisse, wie sie liegen Es wird betont, daee 

sich die Geschäfte auch in direktem Nege erledigen lassen, ohne be- 

trächtliche Verzögerung der Geschäfte. Jch bin der Ansicht, dase ohne 

Gesandtschaft eine Erledigung der Geschäfte mit gleichem Erfolge 

stattfindet. Es ist zweifellos ein Vorteil, wenn man die Leute kennt. 

Aber diese persönlichen Beziehungen werden in Bern nicht so hoch 

eingeschätzt. Jch habe im Sommer einmal Gelegenheit gehabt, direkt 

reit einem Herrn aus Bern diesbezüglich zu reden. Jch glaube, dass 

selbst ohne diese persönlichen Beziehungen die Möglichkeit bestände, 

das zu erreichen, was zu erreichen ist. 'Nas ich fürchte würde höchstens 

2Q 

e-
ar

ch
iv.

li



16. 

die Gegenarbeit sein. 

Mein Standpunkt ist der: Entweder muss man die Gesandtschaft abbauen 

oder man darf ihr nicht vor den Kopf stossen. 

ser: Dagegen schaffen kann er nur, solange er auf dem Posten ist, nachher 

nicht mehr. Jch habe den Eindruck, dass die Gesandtschaft unmöglich 

die ganze Arbeitskraft von einem Mann in Anspruch nehmen kann. Es ist 

dies gar nicht möglich. Er (Dr. Beck) selbst sw te, er habe zuerst 

gedacht, di e Gesandtschaft im Nebenamte zu führen 

: Als Jurist ist Dr. Beck sehr angesehen. Er gibt auch ein Kommentar 

heraus zu einem schweizerischen Gesetze. Das will etwas heissen. 

Man geht in einer solchen Sache doch nicht zum ersten besten Advokat. 

Dr. Beck ist der Schüler von Huber und wäre wahrscheinlich auch sein 

1achfolger geworden. 
e1f3er: Aber wenn man die Gesandtschaft an unsd für sich abbauen wollte, 

aber den Mans in Diensten behalten wollte, sagen wir in Vaduz bei 

der Regierung, da wäre doch eine Arbýeitskraft, speziell ein Jurist, 

ganz notwendig und könnte man brauchen oder auch als Beirat, oder 

als Abteilung für auswärtiges oder benenne man das wie man wolle, 

aber ich will da nichteinmal eine Anregung besprechen, nur den 

Gedanken. 

Jch bin der Ansicht, wenn der Abbau möglich ist eines Tages, wird 

man schauen wie man andere Lösung findet, aber solange die Gesandt- 

schaft nicht aufgelöst werden kann aus diesen oder jenen.. Gründen, 

bin ich schon der Meinung dassseine Argumentation zum grossen Teile 

stichhaltig ist. Nachdem ein Landtagsbeschluss vom Jahre 1926 

da ist, ware ich der Meinung, diese 2000 Fr Dr. Beok XXg. axx nach- 

zuzahlen. 

Meine feste Ueberzeugung ist, dass de facto diese 18000 Fr erfolgt 

sind aus dem Beschluss vom Jahre 1926. Jn Wirklichkeit aber stellt 

sich das gleich er stellt einfach seine Rechnung dementsprechend. 

Jeh würde zuerst mit dem Fürsten noch reden. 
äent 

verliest das bezügliche Protokoll vom Jahre 1927 ( von Gehalts- 

erhöhung Dr. Beek handelnd). 
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'gUchel; N9ir haben keinen defintiven Beschluss gefasst in der Regierung 

zur Gehaltserhöhung. Nenn man Gesandtschaft will bestehen lassen, 

so kann Dr. Beck das Mehr schon brauchen, da glaube ich ihm jedes 

Wort. Solange man die Gesandtschaft bestehen lassen will, soll man 

ihm entgegenkommen. 
eldent: Jst das nhht eine Lotterwirtschaft, wenn man jeden warm halten muss, 

damit er seine Pflicht tut. 
tAt; "LLChn 1. w. .ý--..... ....,. .-'-- --- -- -1ý_ . __ Ill ... °1; Die uesancatscnart ist nicnt zu verweense. ln mit aem Nirxungskreis 

Hier 
z. B. eines Beamten. $ft$ ist der dirkungskreis ein kleiner. denn 

der Gesandte uns nur 2-3 Gesellschaften verschafft, oder die Zufüh- 

rung solcher Gesellschaften verhindert, ist das mehrfache dessen 

kaput, was wir Dr. Beok geben sollen. 

Das könnte der Steuerkassier auch sagen. - 

Der Gesandte hat in dieser Hinsicht keine Pflioht, Beim Steuerkas- 

sier ist dies etwas anderes. Wenn der Fürst die : Möglichkeit 

schafft, die Gesandtschaft abzubauen, stimme ich sofort dafiir, als 

einer der ersten hebe ich auf. Politisch wäre es vielleicht nicht 

klug, wenn man ihm nicht entgegenkäme. 

Der Fürst hat wenn er Dr. Beck braucht, Gelegenheit ihn sonst warm 

zu halten. Jst es deswegen notwendig, dass er Gesandter des Landes 

in Bern seij, üm dem Fürstenhaus sein Jnteresse zu wahren? 

Jch habe nur das eine Bedenken, dass Dr. Beck sein früheres di ssen 

missbrauchen kännte, das wäre natürlich grosser Vertrauensbauch, 

im übrigen ist beim Fürst in der Sache der Enteignung nichts zu 

machen. 
he1 

: 
`Der 

Fürst gibt die 20,000 Fr nur unter dem Titel. 
1 

So sind sie beschafft worden. 

Sch würde im Jnteresse des guten Einvernehmens, solange Dr. Beck 

die Geschäfte des Landes führt, entgegenkommen. 

deut 
- Der seinerzeitige Beschluss auf Gehaltserhöhung Dr. Beck ist durch- 

geführt worden, daran würde ich nicht herumdoktern. Es wurde kein. 

Unterschied gemacht zwischen Gehalt und Spesen. 

Es kommt sodenn zur Abstimmung: 

'Ner ist dafür, dass heute schon Beschluss gefasst wird zum 

Budget 

Ergebnis niemand 
Q 3u- 
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Her ist für eine Besprechung bei der Budgetierung: 

Ergebnis.: alle dafür. 

'n1R1Rn11 
. P,,... _+ ,.., - a< - 

TT--I- --A ,,,,.. , r,., -"++ 1. L-C1. CL" 9 VV1tl Ul E7 V Öllltiil'C11111vtlll 1l1 Utl1. - V11J. L1YG. LriC11r, C7º7liil1üilYC ý4tl11tl ilý 

Es wird ihm äodann die bezügliche Auskunft gegeben. 

Jch würde mich grundsätzlich für eine Erhöhung des Gehaltes aus- 

sprechen, weil andere Bemmnte letztes Jahr auch mehr bekommen haben. 

10 000 Fr hat Dr. Beck Gehalt , 2000 Fr muss er Steuern zahlen. 
1$er. 

Mehr als einen halben Tag in der Koche ist Dr. Beck nicht in än- 

spruch genommen. 
0n oI bhnl! 

- w.. --I-- _- . ... __ m_ T _I_ i____ ---nI.. i: mindestens 2 , qt tialben lag im Tag. den berme are acne sower t, 

ich halte es für wünschenswert ausserordentlich wünschenswert, 

dass man das gew. hrt. Jin Gesandter kann in Bern schon etwas mauen, 

Als er in einer Sache anfänglich vorsprach im Bundeshaus sagten 

die Herren, es gibt nichts, wenn er wollte, könnte er uns nur schrei- 

ben andern Tag es, es gibt nichts und fertig wäre die Sache. 

Für das sind wir der Meinung sei er schon bezahlt& 
Lenten: 

Jn dem Momente, wo man Quertreibereien zu befürchten hat von einem 

Beamten des Landes, in dein ivlomente ist Schluss mit ihm. 

Wir wollen noch abwarten, irie manche Sachen sich herauskehren. 

Jeh würde die Sache bedauern. Der Landtag selber würde das eines 

Tages bedauern. 

eer: Jch begreife die Argumente der Regierung. Aber im Volksblatt wird 

immer auf Abbau der Gesandtschaft geschrieben, jetzt kormts Gegen- 

teil. 
h 

Wenn die Zollpauschalerhöhung überraschend ausfallen würde, könnte 

man da etwas machen. 

Joh würde nochmals beantragen den im Jahre 1926 dem Sinne nach 

erhöten Gehalt ins Budget einzusetzen. 
1dAn+ 

_ .:.... _. uer szenti sonon aorti. 
er: 

n,,... .. _ it. _.. IMcnn mcn i Il m meL. +. Y VL1 5tl 1UC1 gUli 4 L1. JJG ti 21 lltý+at v , vataa auc. ta laius +üvill Vgli»CL14 g1U4 , geia4 

er gar nicht. 

Aber es macht halt doch etwas aus. Heute geht Dr. Beck zum. Jnspektor, 
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morgen zum Direktor. Es ist das zweifellos etwas andered, als wenn 

man nur ein schriftliches Gesuch macht. Die Legierung kann nicht 

immer von Tür zu Tür gehen und sistematisch arbeiten, im Kleinen. 

Warum hat man eine Gesandtschaft. Theoretisch könnten alle Staaten 

brieflich und telegraphisch miteinander verkehren. Warum kostet 

eine Deutsche Gesandtschaft ein par tausend Mark Unsere Jnteres- 

sen in der Schweiz sind wesentlich grösser als anderswo. 

äeident: 
Es liesse sich das anders auch vertreten. 

g'Chef, 
; Dr. Beck hat schon Beschäftigung. 

ýläent: 
Jch-:. stehe heute auf dem Standpunkte, dass der Fürst einen anderen 

Weg haben wird, seine Jnteressen zu wahren. Jch bin heute nicht 

überzeugt, dass das nicht möglich ist, dass man das nicht könnte 

auseinanderhalten. 

Der Fürst wünscht, dass zugewartet wird. 

'4p$Z$er: Bis zu den Budgetberatungen sollten wir uns klar sein. 

Pk'C. 
p_ uarýlýentý»nn r3Ar Alkoholsteuer für Vaduzar Vein pro 1930. 

%ý 
-- 

-- "j uv - ý...., ... ý .... --0 --- -- 
-------- ._-----_----_-------_---. ----- ý----_____---_-_-------___-_-- 

rbauungsvoranschlag bei der BrilOke im Saminabach in `1'riesenberg . 

in Anbetracht des Umstandes, dass ein Streichwuhr von der Mündurg 

des Ltalbunbaches in den Saminabach die Sicherheit der Stras- 

senbrücke gewährleistet beantragt die Konferenz die Arbeit 

auszuführen. 

etnes Mitgliedes in die Rietentwässerungskommilssion. 

Yan einigt sich auf ý &ýg= Dßýýd=l Z«$ =: ýQýISSII:. Me inrad Beck Vaduz. 

1 eines itý1iedes in die Gesundheit sýemmission. 

Man einigt sich auf Johann Konrad Nr. 84 Schaan. 

Akt Ersatzwahl in den Obersten Gerichtshof. 

Es sind 2 bezw. 3 Haftentlassungsgesuche da, von Thöny, Carbone und 

Niko Beok. Der Oberste Gerichtshof, wie er jetzt zusammengesetzt 

ist, ist nicht aktionsfä: r! ig, Dr. Schwander ist kran. k, Dr. SohimpXer 

ýýý 
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hat jüngst einen Schlaganfall erlitten und noch nicht hergestellt. 

Jch habe mit Dr. Erne gesprochen. Wenn man für diese Fall Dr. Erne zum 

Präsidenten machen und die anderen nachrücken liesse. 

Es erfolgt eine Einigung in dieser Beziehung. 

der Gemeinde Schaan um Entfernung der Tanner'sehen Schmiede und 

Verbreiterung, der Landstrasse dortseibst. 

. 
Es wird das bezügliche Gesuch der Gemeinde Schaan verlesen. 

: Es würde das einen Kredit von 6-7000 Fr benötigen. 

: Das Ganze ist doch Landessache. Notwendig ist es heute. Die Wagen stehen 

dort auf der Strasse vor der Schmiede und behindern den Verkehr. 

Schluss, 12 Uhr 

Fortsetzung 2 Uhr nachm. 

Geýýh 
der Geistlichkeit um Ergönzun des Gesetzes betr. Pensionierung4br 

Geistlichen. 

hh Výa... - _Týl_7 i-: 
--L -- ---..... ... L. J. 4 ,,, a.., i. r,, ýA '{+;;,, al .. 

ýa-as- 

"aU UYG : G, CK1iLT 4. er : 361 il1L; 111i li1 lLC1 iuagC i ll1 141v {ýý 

von Landesvikar Marxer namens der Geistlichen vorgebrachten 

Wünsche zu stimmen, so gerne er sonst täte. Das gehe zu weit. 

Wenn man das seinerzeit bei der Altersversicherung machen würde. 

Heute seien soviele Leute, die eine Altersversicherung notwendig 

hätten. Für dks Altersversicherung wäre ich sehr. 

schlägt einen Kompromiss vor, es sollte den Geistlichen freistehen 

von 1930 durch 10 Jahre zurück 3ýra Pensi onsbe itraage von 

jährlich 60 Pr nachzuzahlen, sodass im Jahre 1935 für 15 Jahre 

ungefähr eine Pension von einem Drittel des Gehaltes bei Arbeits- 

unfähigkeit für den betreffenden Herausschauen würde. 

erklärt, wenn ein Priester krank und arbeitsunfähig würde, könne 

man ihn doch nicht auf die Strasse werfen, man müsse ihn irgendwie 

verhalten. So sei der Unterschied nicht so gross und die Sahhe schaue 

wenn man dies berücksichtige anders aus. 

: erklärt er könnte für etwas anderes auch nicht stimmen., aber für 10 

Jahre sei er einverstanden. 

Es wird sodann beschlossen. in das Pensionsgesetz für Geistliche, 

2 
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be zw . in den bezüglichen Entwurf folgenden Satz aufzunehmen. u. zw, 

als eigenen Artikel in den Uebergangsbestimmungen: 

" Es steht den Geistlichen bei Jnkrafttreten des Gesetzes frei, 

für höchstens 10 der im Lande vor 1930 verbrachten Dienstzeit 

Beitragsnachzahlungen zu leisten, welche fair die Bemessung der 

Pension anrechenbar sind. " 

Dagegen ist niemand. 

erklärt, dass wenn ein Geistlicher krank und arbeitsunfähig 

werde, müese doch Land u. Gemeinde ausanmenstehen und ihn verhalten, 

wie jeden anderen Menschen:. 

ý8 
1izn von Guthaben der Buchdruckerei Kaiser Vaduz und Arnold ihöny in 

"ý8an 
an die Klassenlotterie. 

Göppel in Vaduz xxat_ iy haben an die frühere Klassenlotterie 

eines Teils verschiedene Druckarbeiten gemacht und Thöny in 

Schaan hat derselben Möbel mietweisegeliefert. Göppel hat eine 

Rechnung gestellt von Fax Fr 9437. - und Thöny eine solche samt 

Zinsen von 1671 Fr. Jn der Winanzkommission hat man die Sache 

behandelt und beschlossen Göppel Fr 4000. - zu zahlen und Thöny 

als Jnländer 1000 Fr. u. zwar ohne irgend eine Verpflichtýung zur 

Zahlung anzuerkennen. 

Es wird sodann die bezügliche Eingabe der beiden Herren Göppel und 

Thöny an die Regierung vorn August 1929 verlesen . 

f; Jch sagte damals den Beiden, sie w"; rden uns einen guten Dienst 

erweisen, werm sie uns klagen würden. Die Klage kam nicht, weil die 

Beiden wissen, dass auf dem Klagewege nichts für sie zu holen ist. 

Jeh habe nun wieder mit dem Landrichter gesprochen, nacndem die 

Beiden wieder vorstellig wurden, derselbe sagte mir, an Losgelder 

soll nichts mehr bezahlt werden, es soll ein Strich darunter ge- 

macht werden, hingegen solle man diesen Leuten vielleicht etwas 

geben. 

Jn der Finanzkommission ging man davon aus, dass das Land ooh 

80,000 Fr aus der Sache eingestrichen hat und dass man haupts Loh- 

lieh vielleicht Jnlä, nder berücksichtigen sollte mit dem. 
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22. 

Es kommt sodann noch zur Abstimmung der Antrag Brunhart, bei beiden 

Beiträgen noch herunterzugehen und zwar bei Göppel auf 3000 Fr und 

bei Thöny auf Fr 800. - 

Ergebnis :5 Stimmen dafür 

Abstimmung auf Zahlung von 4000Fr bezw. 1000 an Thöny: 

Ergebnis :7 Stimmen dafür, 

Es soll betont werden, dass das ganze nur ein freies Entgegenkommen 

sei. 
v 

Ge etz betreffend Errichtung einer Unterstützungskasse. 

Verschoben. 

Zum Gesetze betr. Pensionierung der Geistlichen erfolgt nochmals eine 
Abstimmung: 

Wer% ist dafiir, dass der bezrigliche Beschluss im Konferenzzimmer 

gefasst wird: 

Ergebnis: mehrheitlich 

Beschluss auf Recht der Nachzahlungen für 10 Jahre rückwirkend 

von 1930 ( pro 60 Fr. pro Jahr): 

Ergebnis: einstimmig. 

E$ wird den Herren Abgeordneten ein Exposd enthaltend die Begründung 

des Kanalbaues vorgelegt, das 5 Seiten umfasst, ferner ein solches über 

die Finanzierung des Pro jektes, umfassend 6 Seiten, der technische Bericht 

des Landestechnikers Vogt, umfassend 8 Seiten sowie ein Entwurf des 

aber den Kanalbau zu fassenden Beschlusses. 
4e2. 

Es fragt sich, wie da vorgegangen werden soll beim Kanalbau. Sie sind 

im Besitze des Entwurfes des Landtagsbeschlusses, wie er gefasst werden 

sollte. Das hatte so ziemlich alles geklappt bis auf Punkt 4 Jiegulie- 

z'ung des Vaduzer iheinkanals( siehe Entwurf des zu fassenden Beschlus- 

ses). Die Beiträge der Gemeinden Eschen, Mauren und Gamprin sind zu- 

gesagt. Schaan hat auch zugestimmt. Jn Vaduz in morgend Abend Versammlung 

diesbezüglich. Es fehlen noch Vaduz und Planken. 

'2139 
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23. 

'Von Balzers ist nun heute folgendes Schreiben wegen Beitragslei- 

stung gekommen. 

( Das bezügliche Schreiben Zi. 7648 vom 24. November 1930 wird 

verlesen. Es entspinnt sich dann eine lange Debatte über dieses 

Schreiben Eine dann telefonisch eingeholte Auskunft von Balzers 

ergab, dass unter Zusammenschluss nur der Anschluss des einmal bis 

ins Heilos in Triesen geführten Kanals zu verstehen sei). 

Jn diesem Punkte wird der Beschluss gefasst, dass Regierungschef 

Dr. Hoop und Landestechniker Vogt bei deram 26.1vovember abends statt- 

findenden Sitzung der verstärkten Gemeinderates teilnehmen soll 

und die Gemeinde Balzers von der . Forderung bezüglich Bau der 

Etappen abgebracht werden soll. Dann soll die ganze "ngelegenheit 

Freitag im Landtage behandelt werden. 

hder Genfeinde Triesen um Subventionierung eines Üaldstrassenbaues. 

Die bezügliche Strasse sei um 3000 Pr verakkordiert. 

lan ist teilweise der Ansicht, die Strasse in die Subventionierung 

der gesamten Litzenen einzubeziehen. Auch soll nachgesehen werden, 

welche Beiträge bisher an solche ''v'Valdstrassen gewährt wurden. 
lser 

will mehr Einheitlichkeit in diesen Sachen. 

Schluss 6 Uhr abends. 

Gefertiget: 

, L_. 4o 
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